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Amtlicher Teil

Haushaltssatzung der VG Wünschendorf/Elster  
für das Haushaltsjahr 2020 

Die Gemeinschaftsversammlung hat auf Grund des ThürKDG in der Fassung 
vom 19. November 2008, zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. Juni 2018, 
folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1 Ergebnis- und Finanzhaushalt
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird
1. im Ergebnisplan

der Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge auf 1.365.470 €
der Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen auf 1.546.980 €

Saldo der ordentlichen Erträge und Aufwendungen -181.510 €
der Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge auf 0 €
der Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 €

Saldo der außerordentlichen Erträge und Aufwendungen 0 €
das Jahresergebnis vor Veränderung des Sonderpostens für 
Belastung aus dem kommunalen Finanzausgleich und vor der 
Veränderung der Rücklagen auf

-181.510 €

die Einstellung in den Sonderposten für Belastungen  
aus dem kommunalen Finanzausgleich auf 0 €

die Entnahme aus dem Sonderposten für Belastungen  
aus dem kommunalen Finanzausgleich auf 0 €

die Einstellung in die allgemeine Rücklage auf 0 €
die Entnahme aus der allgemeinen Rücklage auf 0 €
die Einstellung in die zweckgebundene Ergebnisrücklage auf 0 €
die Entnahme aus der zweckgebundenen Ergebnisrücklage auf 0 €
das Jahresergebnis auf -181.510 €
2. im Finanzplan

der Gesamtbetrag der ordentlichen Einzahlungen auf 1.363.970 €
der Gesamtbetrag der ordentlichen Auszahlungen auf 1.501.980 €

Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen -138.010 €
der Gesamtbetrag der außerordentlichen Einzahlungen auf 0 €
der Gesamtbetrag der außerordentlichen Auszahlungen auf 0 €

Saldo der außerordentlichen Ein- und Auszahlungen 0 €
Saldo der ordentlichen und außerordentlichen  
Ein- und Auszahlungen -138.010 €

der Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf 424.650 €
der Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf 721.820 €

Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit -297.170 €
der Gesamtbetrag der Einzahlungen  
aus Finanzierungstätigkeit auf 0 €

der Gesamtbetrag der Auszahlungen  
aus Finanzierungstätigkeit auf 0 €

Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 0 €
der Gesamtbetrag der Einzahlungen  
aus durchlaufenden Geldern, fremden Finanzmitteln auf 0 €

der Gesamtbetrag der Auszahlungen  
aus durchlaufenden Geldern, fremden Finanzmitteln auf 0 €

Saldo der Ein- und Auszahlungen  
aus durchlaufenden Geldern, fremden Finanzmitteln 0 €

der Gesamtbetrag der Einzahlungen auf 1.788.620 €
der Gesamtbetrag der Auszahlungen auf 2.223.800 €

Veränderung des Finanzmittelbestands im Haushaltsjahr -435.180 €
festgesetzt.

VG Wünschendorf/Elster

§ 2 Gesamtbetrag der vorgesehenen  
Investitionskredite

Investitionskredite werden nicht festgesetzt.
§ 3 Gesamtbetrag der vorgesehenen  

Verpflichtungsermächtigungen
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht 
festgesetzt.

§ 4 Höchstbetrag der Kredite  
zur Liquiditätssicherung

Der Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssi-
cherung wird festgesetzt auf 65.000 €.
§ 5 Umlage der Verwaltungsgemeinschaft

EW 
31.12.2018

Umlage je 
Einwohner

Umlage  
gesamt 

Gemeinde Braunichswalde
595 110,00 € 65.450,00 €

Gemeinde Endschütz
323 110,00 € 35.530,00 €

Gemeinde Gauern
112 110,00 € 12.320,00 €

Gemeinde Hilbersdorf
205 110,00 € 22.550,00 €

Gemeinde Kauern
409 110,00 € 44.990,00 €

Gemeinde Linda
445 110,00 € 48.950,00 €

Gemeinde Paitzdorf
420 110,00 € 46.200,00 €

Gemeinde Rückersdorf
732 110,00 € 80.520,00 €

Gemeinde Seelingstädt
1.299 110,00 € 142.890,00 €

Gemeinde Teichwitz
102 110,00 € 11.220,00 €

Gemeinde Wünschendorf
2.822 110,00 € 310.420,00 €

Gesamt
7.464 110,00 € 821.040,00 €

§ 6 Stellenplan
Die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewie-
senen Stellen beträgt 18,8 Vollzeitäquivalente 
(VzÄ).

§ 7 Eigenkapital
Der Stand des Eigenkapitals zum 31. Dezem-
ber 2018 beträgt voraussichtlich 1.100.000 €.
Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals 
beträgt zum
31.12.2019...........................................1.180.000 €
31.12.2020.............................................. 998.490 €

§ 10 Inkrafttreten
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Ja-
nuar 2020 in Kraft.
Wünschendorf, 2. April 2020
Katrin Dix, Gemeinschaftsvorsitzende
Beschluss- und Genehmigungsvermerk
Mit Beschluss 950/2020/0004 vom 9. März 
2020 hat die Gemeinschaftsversammlung die 
Haushaltssatzung 2020 mit dem Haushalts-
plan und den Anlagen beschlossen. 
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Die Haushaltssatzung 2020 der Verwaltungsgemeinschaft 
„Wünschendorf/Elster“ enthält keine genehmigungspflichtigen 
Bestandteile. Gemäß § 21 Abs. 3 Satz 3 ThürKO und Schrei-
ben des Landratsamtes Greiz vom 3. April 2020 kann die Sat-
zung vorzeitig bekannt gemacht werden.
Auslegungshinweis
Nach § 57 (3) Thüringer Kommunalordnung liegt der Haushalts-
plan 2020 vom 27. April bis 10. Mai 2020 während der üblichen 
Dienststunden in der Verwaltungsgemeinschaft Wünschendorf/
Elster, Poststraße 8, 07570 Wünschendorf/Elster und Ronne-
burger Straße 68 a, 07580 Seelingstädt öffentlich aus.
Gemäß § 27a Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz (Thür-
VwVfG) können die Unterlagen auch auf der Internetseite der 
Verwaltungsgemeinschaft Wünschendorf/Elster unter www.vg-
wuenschendorf-elster.de eingesehen werden.

Friedhofssatzung
für die Friedhöfe der Evangelischen Kirchengemeinde  

St. Veit Wünschendorf/Elster vom 28. Mai 2019
Inhaltsübersicht

Abschnitt 1: Allgemeine Bestimmungen
§	 1	 Leitung und Verwaltung des Friedhofs
§	 2	 Friedhofszweck
§	 3	 Bestattungsbezirke
§	 4	 Nutzungsbeschränkung, Schließung und Entwidmung
Abschnitt 2: Ordnungsvorschriften
§	 5	 Öffnungszeiten
§	 6	 Verhalten auf dem Friedhof
§	 7	 Grabmal- und Bepflanzungsordnung
§	 8	 Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof
Abschnitt 3: Bestattungsvorschriften
§	 9	 Anzeigepflicht und Bestattungszeit
§ 10	 Kirchliche Bestattungen
§ 11	 Särge, Urnen und Trauergebinde
§ 12	 Ausheben der Gräber, Grabgewölbe
§ 13	 Belegung, Wiederbelegung, Graböffnung
§ 14	 Umbettungen
§ 15	 Ruhezeiten
Abschnitt 4: Grabstätten
§ 16	 Arten von Grabstätten und Nutzungsrechte
§ 17	 z. Zt. unbesetzt
§ 18	 Wahlgrabstätten
§ 19	 Nutzungsrechte an Wahlgrabstätten
§ 20	 Benutzung von Wahlgrabstätten
§ 21	 Gemeinschaftsgrabanlagen
§ 22	 Ehrengrabstätten
Abschnitt 5: Gestaltung der Grabstätten
§ 23	 Friedhofs- und Belegungsplan, Baumbestand
§ 24	 Herrichtung und Instandhaltung der Grabstätten,  

Verkehrssicherheit
§ 25	 Verantwortliche, Pflichten
§ 26	 z. Zt. unbesetzt
§ 27	 Grabmale
§ 28	 Errichtung und Instandhaltung der Grabmale
§ 29	 Verzeichnis geschützter Grabmale und Bauwerke
§ 30	 Entfernung von Grabmalen
Abschnitt 6: Bestattungen und Feiern
§ 30	 Benutzung von Leichenräumen
§ 31	 Bestattungs- und Beisetzungsfeiern
§ 32	 Friedhofskapelle und Kirche
§ 33	 Andere Bestattungsfeiern am Grabe

Abschnitt 7: Schlussbestimmungen
§ 34	 Alte Rechte
§ 35	 Haftungsausschluss
§ 36	 Gebühren
§ 37	 Zuwiderhandlungen
§ 38	 Öffentliche Bekanntmachungen
§ 39	 Rechtsmittel
§ 40	 Gleichstellungsklausel
§ 41	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Abschnitt 1: Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Leitung und Verwaltung des Friedhofs

(1) Die Friedhöfe in Endschütz, Mosen, Untitz, Hilbersdorf, 
Niebra, Letzendorf, St. Veit und Großfalka stehen in der Trä-
gerschaft der Evangelischen Kirchengemeinde St. Veit Wün-
schendorf/Elster.
(2) Die Leitung und Aufsicht liegen beim Gemeindekirchenrat. 
Zur Unterstützung der Verwaltung kann der Friedhofsträger ei-
nen Ausschuss einsetzen und mit der Leitung beauftragen. Er 
kann sich auch Beauftragter bedienen.
(3) Kirchliche Aufsichtsbehörde ist das Kreiskirchenamt Gera.
(4) Die Aufsichtsbefugnisse der Ordnungs- und Gesundheits-
behörden sowie die Genehmigungsrechte der im Freistaat 
Thüringen für die Kommunen zuständigen Rechtsaufsichtsbe-
hörden bleiben unberührt.

§ 2 Friedhofszweck
(1) Der Friedhof dient der Bestattung Verstorbener und der 
Pflege der Gräber im Andenken an die Verstorbenen. Er ist zu-
gleich Stätte der Verkündigung des christlichen Auferstehungs-
glaubens.
(2) Gestattet ist die Bestattung derjenigen Personen, die
a)	bei ihrem Ableben Mitglied der Kirchgemeinde St. Veit, Ein-

wohner der Gemeinde Wünschendorf/Elster mit Ortsteilen 
oder einer zur Kirchgemeinde St. Veit gehörenden Ortschaft 
waren. 

b)	bei ihrem Ableben ein Recht auf Benutzung einer Grabstät-
te auf dem Friedhof hatten oder

c)	innerhalb des Gemeindegebietes verstorben sind und nicht auf 
einem Friedhof außerhalb der Gemeinde beigesetzt werden.

d)	auf dem St. Veit Kirchhof werden nur Mitglieder christlicher 
Kirchen bestattet. Die Gräber sind ausschließlich Wiesen-
gräber (ohne Grabeinfassung und Bepflanzung) 

(3) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen 
Zustimmung (Erlaubnis) des Friedhofsträgers. Ein Rechtsan-
spruch auf Erteilung der Erlaubnis besteht nicht.

§ 3 Bestattungsbezirke
(1) Der Friedhof besteht aus den Teilfriedhöfen
a)	Endschütz
b)	Mosen
c)	Untitz
d)	Hilbersdorf
e)	Niebra
f)	 Letzendorf
g)	Großfalka
h)	Kirchhof St. Veit
Diese gelten als Bestattungsbezirke.
(2) Die Verstorbenen werden auf dem Friedhof beziehungs-
weise Teilfriedhof bestattet, in dem sie ihren letzten Wohnsitz 
hatten. Etwas Anderes gilt, wenn
a)	ein Nutzungsrecht an einer bestimmten Grabstätte auf 

einem anderen Friedhof oder Teilfriedhof besteht,
b)	Ehegatten, Eltern, Kinder, Geschwister oder Lebenspartner 

auf einem anderen Friedhof oder Teilfriedhof bestattet sind,
c)	der Verstorbene in einer besonderen Grabstätte beigesetzt 

werden soll, die auf einem anderen Friedhof oder Teilfried-
hof nicht zur Verfügung steht.

(3) Der Friedhofsträger kann Ausnahmen zulassen. ►
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§ 4 Nutzungsbeschränkung, Schließung und Entwidmung
(1) Der Friedhofsträger kann bestimmen, dass
a)	auf dem Friedhof oder Teilen davon keine Nutzungsrechte 

mehr überlassen werden (Nutzungsbeschränkung),
b)	der Friedhof oder Teile davon für weitere Bestattungen ge-

sperrt werden (Schließung),
c)	der Friedhof oder Teile davon einer anderen Verwendung 

zugeführt werden (Entwidmung).
(2) Im Fall der Nutzungsbeschränkung sind Bestattungen nur 
noch zulässig, soweit die im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Nutzungsbeschränkung bestehenden Bestattungsrechte 
noch nicht ausgeübt worden sind (reservierte Bestattungs-
rechte). Eine Verlängerung des Nutzungsrechtes ist lediglich 
zur Anpassung an die regelmäßige Ruhezeit zulässig.
(3) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer Bestat-
tungen ausgeschlossen. Soweit im Fall einer Teilschließung 
des Friedhofs das Recht auf weitere Bestattungen in einer 
Wahlgrabstätte erlischt, kann dem Nutzungsberechtigten für 
die restliche Nutzungszeit bei Eintritt eines weiteren Bestat-
tungsfalles auf Antrag eine andere Wahlgrabstätte (Ersatz-
wahlgrabstätte) zur Verfügung gestellt werden sowie die Um-
bettung bereits bestatteter Verstorbener, deren Ruhezeit noch 
nicht abgelaufen ist, auf Kosten des Friedhofsträgers ermög-
licht werden. 
(4) Durch die Entwidmung geht die Eigenschaft des Friedhofs 
als Ruhestätte der Toten verloren und es wird die volle Ver-
kehrsfähigkeit des Grundstücks wiederhergestellt. Die Entwid-
mung eines Friedhofs oder eines Friedhofsteils ist erst nach sei-
ner Schließung und nach Ablauf der Ruhezeit nach der letzten 
Bestattung sowie nach Ablauf aller Nutzungsrechte möglich. 
(5) Nutzungsbeschränkung, Schließung und Entwidmung des 
Friedhofs oder Teilen davon werden öffentlich bekannt gege-
ben. Nutzungsberechtigte von Wahlgrabstätten erhalten einen 
schriftlichen Bescheid, sofern ihr Aufenthalt bekannt oder ohne 
besonderen Aufwand zu ermitteln ist.
(6) Umbettungstermine werden einen Monat vorher in ortsüb-
licher Weise öffentlich bekannt gemacht. Gleichzeitig sind sie 
bei Reihengrabstätten einem Angehörigen des Verstorbenen, 
bei Wahlgrabstätten dem Nutzungsberechtigten mitzuteilen.
(7) Ersatzgrabstätten werden vom Friedhofsträger auf seine 
Kosten in ähnlicher Weise wie die Grabstätten auf dem ent-
widmeten oder geschlossenen Friedhof hergerichtet. Die Er-
satzwahlgrabstätten werden Gegenstand des bestehenden 
Nutzungsrechtes.

Abschnitt 2: Ordnungsvorschriften
§ 5 Öffnungszeiten

Der Friedhof ist während der durch den Friedhofsträger festge-
setzten Zeiten geöffnet. Die Öffnungszeiten werden durch Aus-
hang an den Friedhofseingängen bekannt gegeben. Sonderre-
gelungen können durch den Friedhofsträger getroffen werden.

§ 6 Verhalten auf dem Friedhof
(1) Die Friedhofsbesucher haben sich der Würde des Ortes 
entsprechend zu verhalten. Den Anordnungen des Friedhofs-
trägers beziehungsweise des aufsichtsbefugten Friedhofsper-
sonals ist Folge zu leisten. Kinder unter 10 Jahren dürfen den 
Friedhof nur in Begleitung Erwachsener betreten.
(2) Innerhalb des Friedhofs ist nicht gestattet:
a)	das Befahren der Wege mit Fahrzeugen aller Art, soweit 

nicht eine besondere Erlaubnis hierzu erteilt ist; ausgenom-
men von diesem Verbot sind Kinderwagen und Rollstühle 
sowie Fahrzeuge des Friedhofsträgers und Fahrzeuge, die 
im Auftrag des Friedhofsträgers eingesetzt werden,

b)	Waren aller Art, insbesondere Blumen und Kränze, nicht 
genehmigte gewerbliche Dienste oder nicht angezeigte 
Dienstleistungen anzubieten oder dafür zu werben,

c)	Dienstleistungen oder störende Arbeiten an Sonn- und Fei-
ertagen sowie an Werktagen in der Nähe einer Bestattung 
oder Beisetzung auszuführen, 

d)	ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten beziehungs-
weise ohne Zustimmung des Friedhofsträgers gewerbsmä-
ßig zu fotografieren,

e)	Druckschriften zu verteilen; ausgenommen sind Drucksa-
chen, die im Rahmen von Bestattungsfeiern notwendig und 
üblich sind,

f)	 den Friedhof und seine Anlagen und Einrichtungen zu ver-
unreinigen oder zu beschädigen, Einfriedungen und Hecken 
zu übersteigen und Rasenflächen, Grabstätten und Gra-
beinfassungen unberechtigt zu betreten,

g)	Abraum und Abfälle aller Art außerhalb der hierfür vorgese-
henen Plätze abzulegen,

h)	Tiere mitzubringen; ausgenommen sind Blindenhunde,
i)	 Ansprachen und musikalische Darbietungen außerhalb von 

Bestattungsfeiern ohne Genehmigung des Friedhofsträgers 
abzuhalten,

j)	 Gläser, Blechdosen und ähnliche Behältnisse als Vasen 
oder Schalen zu verwenden,

k)	Unkrautvertilgungsmittel und chemische Schädlingsbe-
kämpfungsmittel, Pestizide sowie ätzende Steinreiniger zu 
verwenden,

l)	 Gießkannen, Gartengeräte und Materialien jeglicher Art auf 
den Grabstätten oder hinter den Grabmalen und in Anpflan-
zungen aufzubewahren,

m)	Ruhebänke neben Grabstellen oder in deren Nähe aufzu-
stellen.

Der Friedhofsträger ist berechtigt, bei Verstößen gegen die Buch-
staben j), l), m) unpassende Gegenstände entfernen zu lassen.
(3) Von den Bestimmungen des Absatzes 2 kann der Friedhofs-
träger Ausnahmen zulassen, soweit diese mit dem Zweck des 
Friedhofs und dieser Satzung vereinbar sind. Erforderliche Ge-
nehmigungen sind rechtzeitig beim Friedhofsträger einzuholen.

§ 7 Grabmal- und Bepflanzungsordnung
Für die Gestaltung der Grabstätten (Grabmal, gärtnerische 
Gestaltung und dergleichen) erlässt der Friedhofsträger eine 
besondere Ordnung. Diese ist als Anlage Bestandteil dieser 
Satzung.

§ 8 Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof
(1) Steinmetze, Bildhauer, Gärtner, Bestatter, andere Ge-
werbetreibende und sonstige Dienstleistungserbringer (im 
Folgenden: Gewerbetreibende) haben ihre Tätigkeit auf dem 
Friedhof dem Friedhofsträger vorher anzuzeigen. Sie erhalten 
nach der Anzeige vom Friedhofsträger für längstens ein Jahr 
eine Anzeigebestätigung, sofern die in den nachfolgenden Ab-
sätzen 2 und 3 geregelten Voraussetzungen erfüllt sind. Auf 
Antrag kann eine Zulassung für einen Zeitraum von drei Jah-
ren erteilt werden. 
(2) Der Gewerbetreibende muss in fachlicher, betrieblicher und 
persönlicher Hinsicht zuverlässig sein und hat dem Friedhofs-
träger nachzuweisen, dass er einen für die Ausführung seiner 
Tätigkeit ausreichenden Haftpflichtversicherungsschutz besitzt. 
Wird ein Antrag auf Zulassung nach Absatz 1 Satz 3 gestellt, ist 
die Zuverlässigkeit durch geeignete Unterlagen (zum Beispiel 
bei Handwerkern durch den Nachweis der Eintragung in die 
Handwerksrolle oder bei Gärtnern durch den Nachweis der An-
erkennung durch die Landwirtschaftskammer) nachzuweisen.
(3) Der Gewerbetreibende hat die Friedhofssatzung und die 
dazu ergangenen Regelungen (zum Beispiel eine Grabmal- 
und Bepflanzungsordnung) schriftlich anzuerkennen und zu 
beachten. 
(4) Der Friedhofsträger stellt für jeden Gewerbetreibenden 
nach Absatz 1 einen schriftlichen Berechtigungsbeleg aus. 
(5) Der Gewerbetreibende haftet für alle Schäden, die er oder 
seine Bediensteten im Zusammenhang mit der Tätigkeit auf 
dem Friedhof schuldhaft verursachen. Entstehen durch Verlet-
zung der Verkehrssicherungspflichten Schäden bei Dritten, hat 
der Nutzungsberechtigte den Friedhofsträger von der Haftung 
freizustellen.
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(6) Gewerbliche Arbeiten und Dienstleistungen auf dem Fried-
hof dürfen nur werktags ausgeführt werden. Die Arbeiten sind 
spätestens um 19:00 Uhr, an Samstagen und an Werktagen vor 
Feiertagen spätestens um 13:00 Uhr zu beenden. Soweit Öff-
nungszeiten nicht festgelegt sind, dürfen die Arbeiten in den Mo-
naten März bis Oktober nicht vor 06:00 Uhr und in den Monaten 
November bis Februar nicht vor 07:00 Uhr begonnen werden. 
Der Friedhofsträger kann eine Verlängerung der Arbeitszeit zu-
lassen. § 6 Absatz 2 Buchstabe c) bleibt unberührt.
(7) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materi-
alien dürfen auf dem Friedhof nur vorübergehend an den vom 
Friedhofsträger genehmigten Stellen gelagert werden. Nach 
Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplätze 
wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Die 
Gewerbetreibenden dürfen auf den Friedhöfen keinerlei Abfall, 
Abraum-, Rest- und Verpackungsmaterial ablagern. Gewerb-
liche Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserentnahme-
stellen des Friedhofs gereinigt werden.
(8) Der Friedhofsträger kann die Zulassung der Gewerbetrei-
benden, die trotz Mahnung gegen die Vorschriften der Fried-
hofssatzung verstoßen oder bei denen die Voraussetzungen 
des Absatz 2 ganz oder teilweise nicht mehr gegeben sind, 
auf Zeit oder Dauer durch schriftliche Bescheid entziehen. Bei 
einem schwerwiegenden Verstoß ist die Mahnung entbehrlich.

Abschnitt 3: Bestattungsvorschriften
§ 9 Anzeigepflicht und Bestattungszeit

(1) Eine auf dem Friedhof gewünschte Bestattung ist beim 
Friedhofsträger unter Vorlage der Bescheinigungen des Stan-
desamtes über die Beurkundung des Todesfalles oder eines 
Beerdigungserlaubnisscheines der Ordnungsbehörde recht-
zeitig anzumelden.
(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrab-
stätte beantragt, ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen.
(3) Soll eine Urnenbestattung erfolgen, so ist eine Bescheini-
gung über die Einäscherung vorzulegen.
(4) Als anzeigeberechtigt und verpflichtet gelten, soweit der 
Verstorbene nicht eine anderweitige Verfügung getroffen hat, 
die Angehörigen in der Reihenfolge gemäß Anlage 1. Kommen 
für die Bestattungspflicht mehrere Personen in Betracht, so 
geht jeweils die ältere Person der jüngeren Person vor. Beauf-
tragte gehen Angehörigen vor. Dieser Reihenfolge eventuell 
nach dem jeweiligen Landesrecht entgegenstehende Festle-
gungen gehen vor.

§ 10 Kirchliche Bestattungen
(1) Kirchliche Bestattungen sind gottesdienstliche Handlungen.
(2) Der Friedhofsträger setzt Ort und Zeit der Bestattung im 
Einvernehmen mit den Angehörigen, dem zuständigen Pfarrer 
und dem Bestattungsunternehmen fest.
(3) Die Bestattung durch einen anderen Pfarrer bedarf der 
Zustimmung des Friedhofsträgers. Die Bestimmungen der Kir-
che über die Erteilung des Erlaubnisscheines (Dimissoriale) 
bleiben unberührt. Das Auftreten fremder Bestattungsredner 
ist dem Friedhofsträger rechtzeitig vor Beginn der Trauerfeier 
anzuzeigen.

§ 11 Särge, Urnen und Trauergebinde
(1) Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, 
dass jedes Durchsickern von Feuchtigkeit ausgeschlossen 
ist. Särge, Sargausstattungen und Sargabdichtungen dür-
fen nicht aus Kunststoffen oder sonstigen nicht verrottbaren 
Werkstoffen hergestellt sein. Das Verwenden von mit bioziden 
Holzschutzmitteln behandelten Särgen, das Verwenden von 
Särgen aus Tropenholz und die Verwendung von paradichlor-
benzolhaltigen Duftsteinen ist nicht gestattet und muss vom 
Friedhofsträger zurückgewiesen werden.
(2) Särge sollen höchstens 2,10 m lang, im Mittelmaß 0,65 m 
hoch und 0,70 m breit sein. Sind in Ausnahmefällen größere 
Särge erforderlich, ist die Zustimmung des Friedhofsträgers 
bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen.

(3) Särge von Leibesfrüchten, Fehlgeborenen und Kindern, 
die bis zum vollendeten fünften Lebensjahr verstorben sind, 
dürfen höchstens 1,60 m lang, 0,60 m hoch und im Mittelmaß 
0,50 m breit sein.
(4) Das Einsenken von Särgen in Gräber, in denen sich 
Schlamm oder Wasser befindet, ist unzulässig.
(5) Urnenkapseln müssen aus zersetzbarem Material sein. 
Das gilt auch für Überurnen, sofern es sich um eine unterir-
dische Bestattung handelt. 
(6) Trauergebinde und Kränze müssen aus natürlichem, biolo-
gisch abbaubarem Material hergestellt sein.

§ 12 Ausheben der Gräber, Grabgewölbe
(1) Die Gräber werden von Beauftragten des Friedhofsträgers 
oder einem dazu berechtigten Bestattungsunternehmen aus-
gehoben und wieder zugefüllt.
(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberflä-
che (ohne Hügel) bis zur Oberkante des Sarges mindestens 
0,90 m, bis zur Oberkante einer Urne mindestens 0,50 m.
(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch 
mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein.
(4) Das Ausmauern von Gräbern und das Einsetzen von Grab-
kammern sind unzulässig.
(5) Vorhandene Gewölbegräber dürfen grundsätzlich nicht 
weiter belegt werden, es sei denn, dass die Gewölbe entfernt 
und verfüllt werden. Der Friedhofsträger kann hiervon Ausnah-
men zulassen; diese bedürfen der Zustimmung des Kreiskir-
chenamtes.
(6) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör vor dem Aus-
heben der Gräber entfernen zu lassen. Sofern beim Ausheben 
Grabmale, Fundamente oder Grabzubehör durch den Fried-
hofsträger entfernt werden müssen, hat der Nutzungsberech-
tigte die dadurch entstehenden Kosten zu erstatten.

§ 13 Belegung, Wiederbelegung, Graböffnung
(1) In einem Sarg darf nur eine Leiche bestattet werden. Es 
ist jedoch zulässig, eine verstorbene Mutter mit ihrem gleich-
zeitig verstorbenen neugeborenen Kind oder zwei gleichzeitig 
verstorbene Geschwister im Alter bis zu einem Jahr in einem 
Sarg zu bestatten.
(2) Vor Ablauf der in dieser Friedhofssatzung festgelegten  
Ruhezeiten darf ein Grab nicht wieder belegt werden.
(3) Wenn beim Ausheben eines Grabes zur Wiederbelegung 
Sargteile, Gebeine oder Urnenreste aufgefunden werden, sind 
diese sofort mindestens 0,30 m unter der Sohle des neu auf-
geworfenen Grabes zu versenken. Werden noch nicht verwes-
te Leichenteile vorgefunden, so ist das Grab sofort wieder zu 
schließen und für künftige Nutzung als Bestattungsstätte zu 
sperren.
(4) Das Ausgraben einer Leiche und das Öffnen eines Grabes 
bedürfen der Genehmigung des Friedhofsträgers und – soweit 
das Landesrecht dies vorsieht – der Genehmigung der zustän-
digen staatlichen Behörde. Dies gilt nicht für eine durch rich-
terlichen Beschluss angeordnete Leichenschau.  

§ 14 Umbettungen
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört wer-
den.
(2) Umbettungen von Leichen und Urnen bedürfen, unbescha-
det der sonstigen gesetzlichen Vorschriften, der Erlaubnis des 
Friedhofsträgers. Die Erlaubnis wird nur bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes erteilt. Soweit Landesrecht im ersten Jahr 
der Ruhezeit eine Umbettung zulässt, ist zusätzlich ein drin-
gendes öffentliches Interesse erforderlich. Umbettungen aus 
Gemeinschaftsanlagen sind nicht zulässig; ausgenommen 
sind Umbettungen von Amts wegen. § 4 Absatz 2 und 3 blei-
ben unberührt.
(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- und 
Aschenreste dürfen nur mit Erlaubnis des Friedhofsträgers in 
belegte Grabstätten umgebettet werden. ►
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(4) Die Erlaubnis zur Umbettung wird aufgrund eines schrift-
lichen Antrags erteilt. Antragsberechtigt ist bei Umbettungen 
aus Wahlgrabstätten der jeweilige Nutzungsberechtigte.
Mit dem Antrag ist entweder der Nutzungsvertrag, eine Ver-
leihungsurkunde oder die Grabnummerkarte beziehungsweise 
ein vom Friedhofsträger ausgestellter gleichwertiger Nachweis 
vorzulegen.
(5) Die Durchführung der Umbettungen erfolgt durch vom 
Friedhofsträger hierzu mit einer Erlaubnis versehene Berech-
tigte. Der Zeitpunkt der Umbettung wird vom Friedhofsträger 
festgesetzt. Umbettungen von Erdbestattungen finden in der 
Regel nur in den Monaten Dezember bis Mitte März statt.  
(6) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schäden, 
die an benachbarten Grabstätten und Anlagen durch eine Um-
bettung entstehen und nicht durch den Friedhofsträger grob 
fahrlässig oder schuldhaft verursacht worden sind, hat der An-
tragsteller oder der Veranlasser zu tragen.
(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch 
eine Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt.
(8) Das Ausgraben von Leichen, Särgen, Aschen oder Urnen 
zu anderen Zwecken als der Umbettung bedarf einer behörd-
lichen oder richterlichen Anordnung.

§ 15 Ruhezeiten
(1) Die Ruhezeit bei Sargbestattungen beträgt 25 und bei Ur-
nenbeisetzungen 20 Jahre. 
(2) Grabstätten dürfen erst nach Ablauf der festgelegten Ruhe-
zeit wiederbelegt oder anderweitig verwendet werden.

Abschnitt 4: Grabstätten
§ 16 Arten von Grabstätten und Nutzungsrechte

(1) Grabstätten werden unterschieden in:
a)	Wahlgrabstätten,
b)	Gemeinschaftsgrabanlagen,
c)	Ehrengrabstätten.
(2) Nutzungsrechte an Grabstätten werden nur unter den in 
dieser Satzung aufgestellten Bedingungen vergeben. Die 
Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofsträgers. An ihnen 
bestehen nur Rechte nach dieser Satzung.
(3) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb oder Verlängerung 
eines Nutzungsrechtes an einer der Lage nach bestimmten 
Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung.
(4) Für Wahlgrabstätten wird die Vergabe von Nutzungsrechten 
abhängig gemacht von der schriftlichen Anerkennung dieser 
Satzung sowie der Grabmal- und Bepflanzungsordnung, so-
fern der Friedhofsträger eine solche erlassen hat.
(5) Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich für die Nutzungsbe-
rechtigten die Verpflichtung zur Anlage und Pflege der Grab-
stätten. Eine vorfristige Rückgabe des Nutzungsrechtes an 
einer Grabstätte ist grundsätzlich nicht möglich. Ausnahmen 
kann der Friedhofsträger im begründeten Einzelfall zulassen.
(6) Nutzungsberechtigte haben dem Friedhofsträger jede Än-
derung ihrer Anschrift mitzuteilen. Für Schäden oder sonstige 
Nachteile, die sich aus der Unterlassung einer solchen Mittei-
lung ergeben, ist der Friedhofsträger nicht ersatzpflichtig.

§ 17 
z. Zt. unbesetzt

§18 Wahlgrabstätten
(1) Eine Wahlgrabstätte ist eine Grabstätte für eine Sargbestat-
tung oder Urnenbeisetzung, an der der Erwerber ein Nutzungs-
recht für die Dauer von bis zu 50 Jahren bei Sargbestattungen 
und 40 Jahren bei Urnenbeisetzungen (erste und zweite Bele-
gung gemäß der in § 15 festgelegten Ruhezeit) erwirbt und de-
ren Lage im Einvernehmen mit dem Erwerber bestimmt wird. 
(2) Für Wahlgrabstätten gelten folgende Abmessungen:
a)	Sargbestattungen: Länge 2,50 m, Breite 1,25 m,
	 Urnenbestattungen: Länge 1,00 m, Breite 1,00 m.
Maße auf alten Grabfeldern werden hiervon nicht berührt.

(3) In einer Wahlgrabstätte darf bei Sargbestattungen nur eine 
Leiche bestattet werden. In einer mit einem Sarg belegten 
Wahlgrabstätte können zusätzlich bis zu vier Urnen beigesetzt 
werden. In einer Wahlgrabstätte ohne Sarg können bis zu vier 
Urnen beigesetzt werden. Die für eine Urne bestimmte Min-
destfläche beträgt 0,25 m². Für eine Doppelwahlgrabstätte gilt 
die doppelte Belegungszahl.
(4) Die Ruhezeit bei Wahlgrabstätten ergibt sich aus § 15. Vor 
Ablauf der Ruhezeit ist eine Wiederbelegung der Wahlgrab-
stätte nicht zulässig.

§ 19 Nutzungsrechte an Wahlgrabstätten
(1) Nutzungsrechte an Wahlgrabstätten werden nur anlässlich 
eines Todesfalles vergeben. Das Nutzungsrecht beginnt mit 
dem Tag der Zuweisung. 
(2) Über die Vergabe des Nutzungsrechtes an einer Wahlgrab-
stätte erteilt der Friedhofsträger eine schriftliche Bestätigung. 
In ihr wird die genaue Lage der Wahlgrabstätte und die Dauer 
der Nutzungszeit angegeben. Dabei wird darauf verwiesen, 
dass der Inhalt des Nutzungsrechtes sich nach den Bestim-
mungen der jeweiligen Friedhofssatzung richtet.
(3) Mit Ablauf der Nutzungszeit erlischt das Nutzungsrecht. Auf 
Antrag des Nutzungsberechtigten kann es verlängert werden. 
Der Antrag ist vor Ablauf des Nutzungsrechts zu stellen. § 16 
Absatz 3 bleibt unberührt. 
(4) Überschreitet bei einer weiteren Belegung oder Wiederbele-
gung von Wahlgrabstätten die neu begründete Ruhezeit die lau-
fende Nutzungszeit, so ist das Nutzungsrecht für die zur Wah-
rung der Ruhezeit notwendigen Jahre für die Wahlgrabstätte zu 
verlängern. Bei mehrstelligen Grabstätten ist die Verlängerung 
für sämtliche Gräber der Grabstätten einheitlich vorzunehmen.
(5) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der Nutzungsbe-
rechtigte sechs Monate vorher schriftlich hingewiesen. Ist der 
Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder kann er nicht ohne 
besonderen Aufwand ermittelt werden, ist durch öffentliche 
Bekanntmachung sowie für die Dauer von drei Monaten durch 
Hinweis auf der Grabstätte auf den Ablauf des Nutzungs-
rechtes hinzuweisen.
(6) Der Erwerber des Nutzungsrechtes soll schon bei der Ver-
leihung des Nutzungsrechtes für den Fall seines Ablebens 
seinen Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmen und ihm das 
Nutzungsrecht durch schriftlichen Vertrag übertragen. Das 
Nutzungsrecht kann nur auf eine Person aus dem Kreis der 
in Anlage 1.1 dieser Satzung genannten Personen übertragen 
werden. Die Übertragung bedarf der vorherigen Zustimmung 
des Friedhofsträgers.
(7) Trifft der Nutzungsberechtigte bis zu seinem Ableben keine 
Regelung nach Absatz 6, geht das Nutzungsrecht in der Rei-
henfolge gemäß Anlage 1.1 dieser Satzung auf die Angehöri-
gen des verstorbenen Nutzungsberechtigten über. Innerhalb 
der einzelnen Gruppen wird jeweils der Älteste Nutzungsbe-
rechtigter. Der Rechtsnachfolger hat die Übernahme des Nut-
zungsrechtes dem Friedhofsträger schriftlich anzuzeigen.
(8) Die Übertragung des Nutzungsrechtes wird dem neuen 
Nutzungsberechtigten schriftlich bestätigt. Solange das nicht 
geschehen ist, können Bestattungen in Wahlgrabstätten nicht 
verlangt werden.
(9) Ist keine Person zur Übernahme des Nutzungsrechtes bereit 
oder wird die Übernahme des Nutzungsrechtes dem Friedhofs-
träger nicht schriftlich angezeigt, so endet das Nutzungsrecht 
an der Grabstätte nach einer öffentlichen Aufforderung, in der 
auf den Entzug des Nutzungsrechtes hingewiesen wird.
(10) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann je-
derzeit, an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der letz-
ten Ruhezeit zurückgegeben werden. Eine Rückgabe ist nur 
einheitlich für die gesamte Grabstätte möglich.

§ 20 Benutzung von Wahlgrabstätten
(1) In Wahlgrabstätten können nur der Nutzungsberechtigte 
und seine Angehörigen bestattet werden.
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(2) Als Angehörige im Sinne dieser Bestimmungen gelten:
a)	Ehegatten,
b)	der Partner einer eingetragenen Lebensgemeinschaft,
c)	Verwandte auf- und absteigender Linie sowie Geschwister 

und Geschwisterkinder,
d)	die Ehegatten der unter Buchstabe c) bezeichneten Per-

sonen.
(3) Auf Wunsch des Nutzungsberechtigten können darüber hi-
naus mit Zustimmung des Friedhofsträgers auch andere Ver-
storbene beigesetzt werden.

§ 21 Gemeinschaftsgrabanlagen
(1) Gemeinschaftsgrabanlagen sind Grabstätten, auf denen 
mehrere Sargbestattungen oder Urnenbeisetzungen vorge-
nommen werden können. Die Namen und Daten der Verstor-
benen sind entweder auf einem gemeinsamen Gedenkstein 
oder auf einer in den Rasen ebenerdig eingelassenen Ge-
denkplatte (wird immer vom Friedhofsträger gebührenpflichtig 
gestellt) vermerkt. 
(2) Anonyme Bestattungen ohne Angaben der Namen der Ver-
storbenen an oder auf der Grabstelle sowie das Verstreuen 
von Asche von Verstorbenen sind unzulässig. 
(3) Die Grabgestaltung und -pflege von Gemeinschaftsgrab-
anlagen erfolgt allein im Auftrag des Friedhofsträgers. Eine 
individuelle Mitgestaltung ist unzulässig.

§ 22 Ehrengrabstätten
(1) Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Eh-
rengrabstätten obliegen dem Friedhofsträger.
(2) Gräber der Opfer von Krieg- und Gewaltherrschaft bleiben 
dauernd bestehen. Die Verpflichtung zur Erhaltung dieser Grä-
ber regelt das Gräbergesetz.
(3) Gedenkfeiern bedürfen des Einvernehmens des Friedhofs-
trägers.

Abschnitt 5: Gestaltung der Grabstätten
§ 23 Friedhofs- und Belegungsplan, Baumbestand

(1) Der Friedhofsträger führt einen Friedhofs- und Belegungs-
plan. 
(2) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärt-
nerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten obliegt allein 
dem Friedhofsträger. Entstehen dadurch Schäden an Grab-
stätten, haftet der Friedhofsträger nur bei Vorsatz und grober 
Fahrlässigkeit.
(3) Der Baumbestand auf den Friedhöfen steht unter beson-
derem Schutz. Das Pflanzen von Bäumen auf Grabstätten ist 
untersagt.

§ 24 Herrichtung und Instandhaltung der Grabstätten, 
Verkehrssicherheit

(1) Grabstätten sind unbeschadet eventueller Anforderungen 
aus der Grabmal- und Bepflanzungsordnung so zu gestalten 
und an die Umgebung anzupassen, dass die Würde des Fried-
hofs gewahrt bleibt. Sie dürfen nur bis höchstens zu einem 
Drittel der Fläche mit wasserundurchlässigem Material be-
deckt werden. Bepflanzungen sind so zu gestalten, dass an-
dere Grabstätten und die öffentlichen Anlagen und Wege nicht 
beeinträchtigt werden. Für die Bepflanzung sind ausschließlich 
standortgerechte und heimische Pflanzen zu verwenden.
(2) Das Anliefern und Verwenden von Kunststoffen für die Grab-
gestaltung und als Grabschmuck ist untersagt. Dies gilt insbe-
sondere für Plastikblumen, Plastiktöpfe und Plastikschalen.
(3) Chemische Unkrautbekämpfungsmittel sowie die Anwen-
dung jeglicher Pestizide bei der Grabpflege sind verboten.
(4) Grabschmuck ist instand zu halten. Verwelkte Blumen und 
Kränze sind unverzüglich von den Gräbern zu entfernen.
(5) Die Nutzungsberechtigten beziehungsweise die für die 
Grabstätte Verantwortlichen haben für die Verkehrssicherheit 
auf den Grabstätten zu sorgen. Aufforderungen des Friedhofs-
trägers zur Herstellung oder Wiederherstellung der Verkehrs-

sicherheit haben sie unverzüglich auf eigene Kosten Folge zu 
leisten. Entstehen durch Verletzung der Verkehrssicherungs-
pflichten Schäden bei Dritten, hat der Nutzungsberechtigte 
den Friedhofsträger von der Haftung freizustellen.

§ 25 Verantwortliche, Pflichten
(1) Für die Herrichtung von Wahlgrabstätten ist der Nutzungs-
berechtigte verantwortlich. Die Verpflichtung erlischt mit dem 
Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechtes.
(2) Für die Errichtung und jede wesentliche Änderung von 
Grabmalen oder baulichen Anlagen sowie einzelner Teile 
davon gilt § 27 Absatz 2. Der Antragsteller hat bei Wahlgrab-
stätten sein Nutzungsrecht nachzuweisen. Sofern es zum Ver-
ständnis erforderlich ist, kann der Friedhofsträger die Vorlage 
einer maßstäblichen Detailzeichnung mit den erforderlichen 
Einzelangaben verlangen.
(3) Die Grabstätten müssen spätestens sechs Monate nach 
dem Erwerb des Nutzungsrechtes sowie nach jeder Bestat-
tung beziehungsweise Beisetzung baldmöglichst ordnungsge-
mäß hergerichtet werden.
(4) Die für die Grabstätten Verantwortlichen können die Grab-
stätten selbst anlegen und pflegen oder damit einen Gewer-
betreibenden oder Dienstleister beauftragen. Dabei sind die 
Anforderungen des § 8 zu beachten.
(5) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet 
oder gepflegt, hat der Verantwortliche auf schriftliche Auffor-
derung des Friedhofsträgers die Grabstätte innerhalb einer 
jeweils festzusetzenden angemessenen Frist in Ordnung zu 
bringen. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne 
weiteres zu ermitteln, genügt eine öffentliche Bekanntmachung 
und ein für die Dauer von acht Wochen angebrachter Hinweis 
auf der Grabstätte. 
(6) Wird die Aufforderung nicht befolgt, kann der Friedhofs-
träger die Grabstätten auf Kosten des jeweiligen Nutzungsbe-
rechtigten in Ordnung bringen lassen oder das Nutzungsrecht 
entziehen. Grabmale und andere Baulichkeiten gehen ab dem 
Zeitpunkt des Nutzungsrechtsentzugs in die Verfügungsgewalt 
des Friedhofsträgers über. Vor Entzug des Nutzungsrechtes 
ist der Nutzungsberechtigte noch einmal schriftlich aufzufor-
dern, die Grabstätte unverzüglich in Ordnung zu bringen. Ist er 
nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, hat noch 
einmal die entsprechende öffentliche Bekanntmachung und 
ein für die Dauer von acht Wochen angebrachter Hinweis auf 
der Grabstätte zu erfolgen. In dem Entziehungsbescheid wird 
der Nutzungsberechtigte aufgefordert, das Grabmal und die 
sonstigen baulichen Anlagen innerhalb von drei Monaten nach 
Unanfechtbarkeit des Entziehungsbescheides zu entfernen.
(7) Der Friedhofsträger kann verlangen, dass der Nutzungs-
berechtigte die Grabstätte nach Ablauf der Ruhezeit oder des 
Nutzungsrechtes abräumt.
(8) Weitere Gestaltungsvorschriften ergeben sich aus der je-
weils gültigen Grabmal- und Bepflanzungsordnung des Fried-
hofsträgers.

§ 26
z. Zt. nicht besetzt

§ 27 Grabmale
(1) Gestaltung und Inschrift von Grabmalen dürfen das christ-
liche Empfinden nicht verletzen.
(2) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen und 
der damit zusammenhängenden baulichen Anlagen bedürfen 
der vorherigen schriftlichen Genehmigung des Friedhofsträ-
gers. Mit der Durchführung dürfen nur Gewerbetreibende und 
Dienstleister beauftragt werden. Die Bestimmungen dieser 
Satzung, insbesondere § 8, sind zu beachten.
(3) Die Genehmigung ist vom Nutzungsberechtigten rechtzei-
tig vor der Vergabe des Auftrages und der Vorlage von maß-
stäblichen Zeichnungen und mit genauen Angaben über Art 
und Bearbeitung des Werkstoffes, über Inhalt, Form und An-
ordnung der Inschrift einzuholen. ►
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Über den Antrag entscheidet der Friedhofsträger unverzüg-
lich, spätestens innerhalb von zwei Wochen nach Vorlage aller 
Unterlagen. Mit Ablauf dieser Frist gilt die Genehmigung als 
erteilt.
(4) Die Genehmigung erlischt, wenn das Grabmal oder die 
sonstige bauliche Anlage nicht innerhalb einer Frist von einem 
Jahr nach Erteilung der Genehmigung errichtet worden ist.
(5) Entspricht die Ausführung des Grabmales nicht dem ge-
nehmigten Antrag, wird dem Verfügungs- beziehungsweise 
Nutzungsberechtigten eine Frist von drei Monaten zur Ände-
rung oder Beseitigung des Grabmales gesetzt. Gleiches gilt, 
wenn Grabmale und Anlagen ohne Genehmigung errichtet 
oder verändert worden sind. Hier wird dem Verfügungs- bezie-
hungsweise Nutzungsberechtigten eine nachträgliche Bean-
tragungsfrist von drei Monaten gesetzt. Nach Ablauf der Frist 
wird das Grabmal auf Kosten des Verfügungs- beziehungswei-
se Nutzungsberechtigten von der Grabstelle entfernt, gelagert 
und zur Abholung bereitgestellt. Werden auch die zur Abho-
lung abgeräumten und bereitgestellten Grabmale vom Nut-
zungsberechtigten innerhalb von drei Monaten nicht abgeholt, 
gehen sie in die Verfügungsgewalt des Friedhofsträgers über. 
In diesem Fall kann der Friedhofsträger die Grabmale auf Kos-
ten des Nutzungsberechtigten entsorgen lassen.
(6) Werden bis zur Errichtung der endgültigen Grabmale provi-
sorische Grabmale errichtet, so sind diese nicht zustimmungs-
pflichtig. Die Verwendung der nichtzustimmungspflichtigen 
Grabmale darf längstens bis zu einem Jahr nach der Bestat-
tung bzw. Beisetzung erfolgen.

§ 28 Errichtung und Instandhaltung der Grabmale
(1) Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach den allge-
mein anerkannten Regeln des Handwerkes so zu fundamen-
tieren und zu befestigen, dass sie dauernd standsicher sind 
und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen 
oder sich senken können. Dies gilt für sonstige bauliche Anla-
gen entsprechend.
(2) Die beauftragten Gewerbetreibenden oder Dienstleister ha-
ben nach den Vorschriften der jeweils geltenden Technischen 
Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA Grab-
mal) die Grabmale und baulichen Anlagen zu planen, zu errich-
ten und zu prüfen. Dabei sind die Grabsteine so zu fundamen-
tieren, dass es nur zu geringen Setzungen kommen kann und 
Setzungen gegebenenfalls durch einen wirtschaftlich vertret-
baren Aufwand korrigiert werden können. Der Übergabe eines 
Grabmales und von baulichen Anlagen an den Verfügungs- 
oder Nutzungsberechtigten hat eine Abnahmeprüfung voraus-
zugehen. Der Friedhofsträger kann überprüfen, ob die Arbeiten 
gemäß den genehmigten Vorlagen ausgeführt worden sind.
(3) Für den verkehrssicheren Zustand eines Grabmales und 
seiner sonstigen baulichen Anlagen ist der jeweilige Nutzungs-
berechtigte verantwortlich.
(4) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen 
baulichen Anlagen oder Teilen davon gefährdet, sind die für 
die Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, unverzüglich 
Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann der Fried-
hofsträger auf Kosten der Verantwortlichen Sicherungsmaß-
nahmen (zum Beispiel die Umlegung von Grabmalen) treffen. 
Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Auffor-
derung des Friedhofsträgers nicht innerhalb einer festzuset-
zenden angemessenen Frist beseitigt, ist der Friedhofsträger 
berechtigt, das Grabmal oder Teile davon auf Kosten des Ver-
antwortlichen zu entfernen. Der Friedhofsträger ist verpflich-
tet, diese Gegenstände drei Monate aufzubewahren. Ist der 
Verantwortliche nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand 
nicht zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche 
Bekanntmachung und ein Hinweis auf der Grabstätte, der für 
die Dauer von einem Monat angebracht wird.
(5) Die Verantwortlichen sind für jeden Schaden haftbar, der 
aus mangelhafter Standsicherheit oder durch das Umstürzen 
von Grabmalen, Grabmalteilen oder einer baulichen Anlage 
verursacht wird. 

Sie stellen den Friedhofsträger von Ansprüchen Dritter frei, 
sofern diesen kein grob fahrlässiges oder vorsätzliches Ver-
halten trifft.
(6) Die Standfestigkeit der Grabmale wird mindestens einmal 
jährlich im Auftrag des Friedhofsträgers durch eine Druckpro-
be überprüft und dokumentiert.

§ 29 Verzeichnis geschützter Grabmale und Bauwerke
(1) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und bau-
liche Anlagen oder solche, die als besondere Eigenart eines 
Friedhofs erhalten bleiben sollen, werden in einem Verzeichnis 
geführt. 
(2) Der Friedhofsträger kann die Zustimmung zur Änderung 
derartiger Grabmale und baulicher Anlagen versagen. Die zu-
ständigen Denkmalbehörden sind nach Maßgabe der gesetz-
lichen Bestimmungen zu beteiligen. 

§ 30 Entfernung von Grabmalen
(1) Vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nutzungszeit dürfen 
Grabmale nur mit schriftlicher Erlaubnis des Friedhofsträgers 
entfernt werden. Dabei ist § 16 Absatz 6 zu beachten. Bei 
Grabmalen im Sinne des § 29 kann der Friedhofsträger die 
Zustimmung versagen.
(2) Nach Ablauf der Ruhezeit oder nach Ablauf des Nutzungs-
rechtes beziehungsweise nach der Entziehung von Grabstät-
ten und Nutzungsrechten sind die Grabmale und sonstigen 
baulichen Anlagen zu entfernen. Das Entfernen darf grund-
sätzlich nur durch nach § 8 zugelassene Gewerbetreibende 
oder Dienstleister erfolgen. Erfolgt die Entfernung durch den 
Verfügungs- oder Nutzungsberechtigten, haftet dieser für alle 
dabei entstehenden Schäden, er stellt den Friedhofsträger von 
allen Ansprüchen Dritter frei. 
(3) Auf den Ablauf der Ruhezeit/Nutzungszeit sowie die evtl. 
Möglichkeit der Verlängerung wird der Nutzungsberechtigte 
schriftlich hingewiesen.
Ist dieser nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht 
zu ermitteln erfolgt eine öffentliche Bekanntmachung und es 
wird ein Hinweis am Grabmal angebracht.
Erfolgt binnen einer Frist von drei Monaten keine Reaktion, so 
ist der Friedhofsträger berechtigt, die Grabstätte abräumen zu 
lassen. Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen gehen in die 
Verfügungsgewalt des Friedhofsträgers über; der Friedhofsträ-
ger ist jedoch nicht verpflichtet, diese zu verwahren. Die dem 
Friedhofsträger erwachsenden Kosten aus der Beräumung 
hat der Nutzungsberechtigte oder Verantwortliche zu tragen. 
Bei wertvollen Grabmalen sind die Bestimmungen des § 29 
zu beachten.

Abschnitt 6: Bestattungen und Feiern
§ 31 Benutzung von Leichenräumen

(1) Leichenräume sind Leichenhallen oder Leichenkammern, 
die zur Aufnahme von Leichen bis zur Bestattung bestimmt 
sind. Sie dürfen nur mit Erlaubnis des Friedhofsträgers betre-
ten werden.
(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen Be-
denken bestehen, können die Angehörigen die Verstorbenen 
während der festgesetzten Zeiten sehen. Soweit es der Fried-
hofsträger ermöglichen kann, ist die Aufbahrung aus religiösen 
oder weltanschaulichen Gründen zulässig.
(3) Die Leichenhallen verfügen nicht über einen besonderen 
Raum für Särge mit an anmeldepflichtigen übertragbaren 
Krankheiten Verstorbenen. Die Benutzung der Leichenhalle 
kann gegebenenfalls untersagt werden.
(4) Die Grunddekoration der Leichenräume besorgt der Fried-
hofsträger.

§ 32 Bestattungs- und Beisetzungsfeiern
(1) Bestattungs- und Beisetzungsfeiern können in einem dafür 
bestimmten Raum (zum Beispiel Friedhofskapelle, Kirche), am 
Grab oder an einer anderen im Freien vorgesehenen Stelle 
abgehalten werden.
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(2) Die Benutzung einer Kapelle oder Kirche kann untersagt 
werden, wenn der Verstorbene an einer meldepflichtigen über-
tragbaren Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen des 
Zustandes der Leiche bestehen.
(3) Musik- und Gesangsdarbietungen auf dem Friedhofsgelän-
de bedürfen der Erlaubnis des Friedhofsträgers.

§ 33 Friedhofskapelle und Kirche
(1) Kirchliche Gebäude dienen bei der kirchlichen Bestattung 
als Stätte der Verkündigung.
(2) Der Friedhofsträger gestattet die Benutzung der kirchlichen 
Räume durch christliche Kirchen, die der Arbeitsgemeinschaft 
Christlicher Kirchen angehören. Der Friedhofsträger ist be-
rechtigt Bedingungen an die Benutzung zu stellen. Weltliche 
Trauerfeiern sind in unseren Kirchen nicht zulässig. 

§ 34 Andere Bestattungsfeiern am Grabe
(1) Bei Bestattungsfeiern, Ansprachen und der Niederlegung 
von Grabschmuck am Grabe von Verstorbenen anderer als 
der in § 33 Absatz 2 Satz 1 genannten Religions- oder Weltan-
schauungsgemeinschaften sowie Personen, die keiner christ-
lichen Kirche angehörten, ist zu respektieren, dass sich das 
Grab auf einem kirchlichen Friedhof befindet.
(2) Widmungsworte auf Kränzen und Kranzschleifen dürfen 
christlichen Inhalten nicht zuwiderlaufen.

Abschnitt 7: Schlussbestimmungen
§ 35 Alte Rechte

(1) Die Nutzungszeit und die Gestaltung von Grabstätten, über 
welche der Friedhofsträger bei Inkrafttreten dieser Satzung be-
reits verfügt hat, richten sich nach den bisherigen Vorschriften.
(2) Nutzungsrechte von unbegrenzter oder unbestimmter Dau-
er, die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstanden sind, 
werden auf eine Nutzungszeit nach § 15 Absatz 1 und § 19 Ab-
satz 3 dieser Satzung seit Erwerb begrenzt. Sie enden jedoch 
nicht vor Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Satzung 
und der Ruhezeit der zuletzt beigesetzten Leiche oder Urne.
(3) Im Übrigen gilt diese Satzung.

§ 36 Haftungsausschluss
Der Friedhofsträger haftet nicht für Schäden, die durch Tiere, 
durch höhere Gewalt, durch dritte Personen oder durch nicht-
satzungsgemäße Benutzung des Friedhofs, seiner Anlagen 
und Einrichtungen entstehen.

§ 37 Gebühren
(1) Für die Benutzung des Friedhofs, kirchlicher Gebäude und 
anderer Einrichtungen werden Gebühren nach der jeweils 
geltenden Gebührensatzung der Evangelischen Kirchenge-
meinde St. Veit erhoben. Zur Erhebung der Gebühren erlässt 
der Friedhofsträger Bescheide. Darüber hinaus können auch 
Verwaltungskosten nach der jeweils geltenden kirchlichen Ver-
waltungskostenanordnung erhoben werden.
(2) Nicht entrichtete Gebühren können im Wege des landes-
rechtlichen Verwaltungsvollstreckungsverfahrens beigetrieben 
werden.

§ 38 Zuwiderhandlungen
(1) Wer den Bestimmungen der §§ 5, 6 Absatz 1, Absatz 2 
Buchstabe a) bis f) und Absatz 2 Buchstabe h) und i), § 8 
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 bis 6, § 12 Absatz 1, §§ 22 und 
32 bis 34 zuwiderhandelt, kann durch einen Beauftragten des 
Friedhofsträgers des Friedhofs verwiesen werden. Verstöße 
können als Hausfriedensbruch verfolgt werden.
(2) Strafrechtlich relevante Tatsachen werden nach den dafür 
geltenden staatlichen Bestimmungen verfolgt.

§ 39 Öffentliche Bekanntmachungen
(1) Die Friedhofssatzung und alle ihre Änderungen bedürfen 
zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung durch das Kreiskirchen-
amt, bei Friedhöfen auf dem Gebiet des Freistaates Thüringen 
auch der Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde, die für 
die jeweilige Kommunalgemeinde zuständig ist, auf deren Ge-
biet sich der Friedhof befindet.

(2) Friedhofssatzungen und Aufforderungen werden öffentlich 
und im vollen Wortlaut in der für Satzungsbekanntmachungen 
der zuständigen politischen Gemeinde geltenden ortsüblichen 
Weise bekannt gemacht. Zusätzlich werden sie durch Aus-
hang und Kanzelabkündigung bekannt gemacht.
(3) Die jeweils gültige Fassung der Friedhofssatzung liegt zur 
Einsichtnahme beim Pfarramt St. Veit aus.

§ 40 Rechtsmittel
(1) Gegen einen Bescheid des Friedhofsträgers kann der Be-
troffene innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich 
oder zur Niederschrift bei dem Friedhofsträger Evang.-Luth. 
Kirchgemeinde St. Veit Wünschendorf/Elster über das Evang.-
Luth. Pfarramt Wünschendorf, Ronneburger Straße 2, 07570 
Wünschendorf/Elster, Widerspruch einlegen. 
(2) Hilft der Friedhofsträger dem Widerspruch nicht ab, so er-
lässt das zuständige aufsichtsführende Kreiskirchenamt einen 
Widerspruchsbescheid. 
(3) Gegen den ablehnenden Widerspruchsbescheid des Kreis-
kirchenamtes ist der Klageweg zum zuständigen staatlichen 
Verwaltungsgericht eröffnet. 
(4) Im Übrigen gelten die landesrechtlichen Bestimmungen 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes und der Verwaltungsge-
richtsordnung entsprechend. 
(5) Für die Einlegung eines Rechtsmittels gegen einen Gebüh-
renbescheid gelten die besonderen Bestimmungen der Fried-
hofsgebührensatzung des Friedhofsträgers.

§ 41 Gleichstellungsklausel
Alle Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen in dieser 
Satzung gelten für Frauen und Männer in gleicher Weise.

§ 42 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
(1) Diese Friedhofssatzung und alle Änderungen treten jeweils 
am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft.
(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofssatzung treten alle vor-
herigen Friedhofsordnungen für die unter § 1 (1) genannten 
Friedhöfe außer Kraft.
Friedhofsträger:
Wünschendorf/Elster, den 28. Mai 2019	 (Siegel)
gez. E. Dörfer, Vorsitzender des Gemeindekirchenrates
gez. W. Vogel, Mitglied des Gemeindekirchenrates
Genehmigungsvermerke:
1.	Kreiskirchenamt
	 Gera, den 5. Juli 2019	 (Siegel)
	 gez. C. Strauß, Leiterin des Kreiskirchenamtes
2.	Landratsamt
	 Greiz, den 19. März 2020
	 gez. C. Winter

Ausfertigung
Die vom Gemeindekirchenrat der Kirchengemeinde St. Veit 
am 21. März 2019 beschlossene Friedhofssatzung für den 
Friedhof gem. § 1 und § 3 wurde dem Kreiskirchenamt Gera 
als zuständiger Aufsichtsbehörde angezeigt. Die Aufsichtsbe-
hörde hat am 5. Juli 2019 vorstehend genannter Satzung die 
kirchenaufsichtliche Genehmigung erteilt.
Nur für Thüringen: Die Rechtsaufsichtsbehörde, die für die 
Kommunalgemeinde zuständig ist, auf deren Gebiet sich der 
Friedhof befindet, hat am 19. März 2020 die erforderliche Ge-
nehmigung erteilt. Die vorstehend benannte Friedhofssatzung 
der Kirchengemeinde St. Veit wird deshalb ausgefertigt und 
öffentlich bekannt gemacht.
Wünschendorf/Elster, den 14. April 2020
gez. Dr. W. Dölz, Vorsitzender des Gemeindekirchenrates

►
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Friedhofsgebührensatzung
für die Friedhöfe der Evangelischen Kirchengemeinde  

St. Veit Wünschendorf/Elster vom 28. Mai 2019
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Abschnitt 1: Gebühren
§ 1 Gebührenpflicht

(1) Für die Benutzung des Friedhofs der Kirchgemeinde St. 
Veit Wünschendorf/Elster gemäß § 3 (1) der Friedhofssat-
zung seiner Einrichtungen und Anlagen sowie für besondere 
Leistungen des Friedhofsträgers werden Gebühren nach Maß-
gabe dieser Friedhofsgebührensatzung erhoben.
(2) Werden erbrachte Leistungen nur teilweise in Anspruch ge-
nommen, so ist dennoch die volle Gebühr zu entrichten. Wird 
von der Benutzung des Friedhofs und seiner Bestattungsein-
richtungen nach Beantragung Abstand genommen, sind die 
Aufwendungen zu ersetzen, die dem Friedhofsträger entstan-
den sind.

§ 2 Gebührenschuldner
(1) Schuldner der Gebühr ist 
1.	der Nutzungsberechtigte,
2.	der für die Grabstätte Verantwortliche,
3.	der Antragsteller beziehungsweise Auftraggeber einer ge-

bührenpflichtigen Leistung.
(2) Für die mit der Bestattung zusammenhängenden Gebüh-
ren haftet in jedem Falle auch der Bestattungspflichtige (Haf-
tungsschuldner).
(3) Mehrere Schuldner haften als Gesamtschuldner.

§ 3 Entstehung der Gebühr und Fälligkeit
(1) Die Gebühren entstehen mit der Inanspruchnahme von 
Leistungen nach der Friedhofssatzung. Die Festsetzung der 
Gebühren erfolgt durch schriftlichen Gebührenbescheid.
(2) Der Gebührenbescheid wird dem Gebührenschuldner 
durch einen einfachen Brief bekannt gegeben. Die Gebühren 
werden mit Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.

(3) Der Friedhofsträger kann – außer in Notfällen – die Be-
nutzung des Friedhofs und seiner Einrichtungen untersagen 
sowie Leistungen verweigern, solange fällige Gebühren nicht 
entrichtet worden sind und auch keine entsprechende Sicher-
heit geleistet worden ist.
(4) Nicht rechtzeitig gezahlte Gebühren werden kostenpflichtig 
angemahnt. Nach erfolgloser Mahnung können die Gebühren 
und die durch die Mahnung entstandenen Kosten im Wege 
des landesrechtlichen Verwaltungsvollstreckungsverfahrens 
beigetrieben werden.

§ 4 Stundung, Erlass und Rückzahlung von Gebühren
(1) Gebühren können im Einzelfall aus Billigkeitsgründen we-
gen persönlicher oder sachlicher Härten gestundet sowie ganz 
oder teilweise erlassen werden.
(2) Wird einem Verzicht auf eine Grabstelle vor Ablauf des 
Nutzungsrechtes durch den Friedhofsträger stattgegeben, so 
werden die bei der Überlassung des Nutzungsrechtes gezahl-
ten Gebühren nicht, auch nicht teilweise, zurückgezahlt.

§ 5 Rechtsmittel
(1) Gegen den Gebührenbescheid des Friedhofsträgers kann 
der Betroffene innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift bei dem Friedhofsträger 
Kirchgemeinde St. Veit Wünschendorf/Elster über das Evang.-
Luth. Pfarramt St. Veit Wünschendorf, Ronneburger Straße 2, 
07570 Wünschendorf/Elster, Widerspruch einlegen. 
(2) Hilft der Friedhofsträger dem Widerspruch nicht ab, so er-
lässt das zuständige aufsichtsführende Kreiskirchenamt einen 
Widerspruchsbescheid. 
(3) Gegen den ablehnenden Widerspruchsbescheid des Kreis-
kirchenamtes ist der Klageweg zum zuständigen staatlichen 
Verwaltungsgericht eröffnet. 
(4) Widerspruch und Klage gegen den Gebührenbescheid ha-
ben keine aufschiebende Wirkung, das heißt, die Verpflichtung 
zur sofortigen Zahlung wird durch die Einlegung eines Rechts-
mittels nicht aufgehoben.
(5) Im Übrigen gelten die landesrechtlichen Bestimmungen 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes und der Verwaltungsge-
richtsordnung entsprechend. 

Abschnitt 2: Gebührentarif
§ 6 Nutzungsgebühren

(1) Für Nutzungsrechte an Grabstätten werden folgende Ge-
bühren erhoben:
1.	 für Wahlgräber
1.1.	je Wahlgrabstätte
1.1.1.	 Erdbestattungen – Einzelgrabstätte
1.1.1.1.	für die Dauer der Ruhezeit von 25 Jahren.......663,00 €
1.1.1.2.	für jedes weitere Jahr.............................................. 27,00 €
1.1.2.	 Erdbestattungen – Doppelgrabstätte
1.1.2.1.	für die Dauer der Ruhezeit von 25 Jahren.... 1.327,00 €
1.1.2.2.	für jedes weitere Jahr.............................................. 54,00 €
1.1.3.	 Urnenbeisetzungen 
1.1.3.1.	für die Dauer der Ruhezeit von 20 Jahren.......531,00 €
1.1.3.2.	für jedes weitere Jahr.............................................. 27,00 €
2.	 für eine Grabstätte in der Gemeinschaftsgrabanlage je 

Grabstätte
2.1.	Erdbestattungen 
	 für die Dauer der Ruhezeit von 25 Jahren..............676,00 €
2.2.	Urnenbeisetzungen 
	 für die Dauer der Ruhezeit von 20 Jahren..............569,00 €
Für das Auflegen einer Grabplatte oder das Anbringen einer 
Namenstafel, die Aufnahme persönlicher Daten auf einer 
Namenstafel am gemeinsamen Grabmal oder für ähnliche 
Leistungen werden Gebühren in Höhe der tatsächlich anfal-
lenden Kosten einschließlich Mehrwertsteuer erhoben (diese 
Leistungen werden grundsätzlich vom Friedhofträger beauf-
tragt und ausgeführt – siehe § 21 Friedhofssatzung)

Anlage 1 – zu § 9 Absatz 4 der Friedhofssatzung  
vom 22. November 2018

Als anzeigeberechtigt oder verpflichtet gelten die Angehörigen 
in folgender Reihe:
1.	der Ehegatte
2.	der Partner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft
3.	die Kinder
4.	die Eltern
5.	die Geschwister
6.	die Enkelkinder
7.	die Großeltern
8.	der Partner einer auf Dauer angelegten nicht ehelichen Le-

bensgemeinschaft
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(2) Für die Verlängerung oder den Wiedererwerb von Rechten 
an Grabstätten werden pro Grabstätte und Jahr folgende Ge-
bühren erhoben:
1.	 anlässlich der Belegung der zweiten Stelle  

eines Doppelwahlgrabes................................................ 54,00 €
2.	 anlässlich der Belegung eines Wahlgrabes mit einer wei-

teren Urne
2.1.	Wahlgrabstätte für Erdbestattung
	 Einzelgrabstätte................................................................ 27,00 €
2.2.	Wahlgrabstätte für Erdbestattungen
	 Doppelgrabstätte.............................................................. 54,00 €
2.3.	Wahlgrabstätte für Urnenbeisetzungen...................... 27,00 €
3.	 bei sonstigen Verlängerungen oder dem Wiedererwerb 

eines Rechtes an einer Grabstätte
3.1.	Wahlgrabstätte für Erdbestattungen
	 Einzelgrabstätte................................................................ 27,00 €
3.2.	Wahlgrabstätte für Erdbestattungen
	 Doppelgrabstätte.............................................................. 54,00 €
3.3.	Wahlgrabstätte für Urnenbeisetzungen...................... 27,00 €

§ 7 Bestattungsgebühren
(1) In Ausnahmefällen kann das Ausheben und Schließen 
eines Urnengrabes durch den Friedhofsträger erfolgen. Dafür 
werden folgende Gebühren erhoben.................................. 60,00 €
(2) Für die Beisetzung in einer Ehrengrabstätte werden keine 
Gebühren erhoben.

§ 8 Gebühren für Ausgrabungen und Umbettungen
(1) Für Ausgrabungen aufgrund richterlicher Anordnungen und 
für Umbettungen werden Gebühren entsprechend der entste-
henden Kosten erhoben.

§ 9 Gebühren für die Grabberäumung
Für die Beräumung einer Grabstätte nach Ablauf der Ruhe-
zeit oder der Nutzungszeit, nach der Entziehung des Nut-
zungsrechtes beziehungsweise nach der Entfernung von nicht 
genehmigten Grabmalen und baulichen Anlagen durch den 
Friedhofsträger oder durch von ihm Beauftragte werden fol-
gende Gebühren erhoben:
1.	 für die Beseitigung von Grabmalen und Abdeckplatten 

oder ähnlichen Einrichtungen
1.1.	bei einstelligen Wahlgräbern / Urnengräbern.........120,00 €
1.2.	bei mehrstelligen Wahlgräbern...................................150,00 €
2.	 für die Beseitigung von Grabeinfriedungen  

je laufenden Meter........................................................... 10,00 €
3.	 für die Beseitigung von Bäumen, Strauchwerk,  

Gebüsch je Gewächs...................................................... 10,00 €
4.	 für die Beseitigung sonstigen Zubehörs.................... 20,00 €
5.	 für das Ausfrieden von Urnen pro Urne..................... 20,00 €
In jedem Fall sind mindestens die tatsächlich entstandenen 
Kosten zu ersetzen.

§ 10
z. Zt. unbesetzt

§ 11 Gebühren für die Benutzung einer Leichenhalle  
oder einer Kirche

(1) Für die Benutzung der Leichenhalle oder der Kirche wer-
den folgende Gebühren erhoben:
1.	Für die Benutzung der Leichenhalle.............................. 80,00 €
2.	Für das Ausschmücken der Leichenhalle oder  

der Kirche entsprechend dem Aufwand............mind. 30,00 €
3. Für das Reinigen des Raumes nach der Trauerfeier.. 15,00 €

§ 12 Verwaltungsgebühren
Soweit keine Verwaltungskosten nach der jeweils geltenden 
Kirchlichen Verwaltungskostenanordnung erhoben werden, 
gelten die nachfolgend aufgeführten Verwaltungsgebühren:
1.	 allgemeine Verwaltungsgebühren aus Anlass 

einer Bestattung............................................................... 15,00 €

2.	 für die Genehmigung von Grabmalen und 
sonstigen baulichen Anlagen........................................ 15,00 €

3.	 für sonstige Verwaltungsleistungen
3.1.	Genehmigung einer Umbettung .................................. 15,00 €
3.2.	Berechtigungskarte zur Durchführung  

gewerblicher Arbeiten (3 Jahre gültig)........................ 30,00 €
3.3.	Anzeigebestätigung für Dienstleister und  

Gewerbetreibende (gilt bis zu 1 Jahr)........................ 15,00 €
3.4.	Genehmigung der Beisetzung eines Ortsfremden, soweit 

nicht bereits ein Anrecht auf Beisetzung in einem Wahl-
grab besteht....................................................................... 15,00 €

3.5.	die Erlaubnis zum Befahren des Friedhofs  
mit einem Kraftfahrzeug................................................. 15,00 €

3.6.	für das Erteilen einer Fotografiererlaubnis................ 15,00 €
§ 13 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Friedhofsgebührensatzung und alle Änderungen tre-
ten jeweils am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft.
(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührensatzung treten 
alle Friedhofsgebührenordnungen der in der Friedhofssatzung 
unter § 1 (1) genannten Friedhöfe außer Kraft.
Wünschendorf/Elster, den 28. Mai 2019
gez. E. Dörfer, Vorsitzender des Gemeindekirchenrates

Grabmal- und Bepflanzungsordnung
für die Friedhöfe der Evangelischen Kirchengemeinde  

St. Veit Wünschendorf/ Elster vom 28. Mai 2019
Inhaltsübersicht
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§ 1
Abschnitt 2: Gestaltungsvorschriften
§ 2	 Gestaltungsvorschriften für Grabmale
§ 3	 z. Zt. unbesetzt
§ 4	 Gestaltungsvorschriften für Grababdeckungen und Gra-

beinfassungen
§ 5	 Maße für Grabmale bei Sargbestattungen
§ 6	 Maße für Grabmale bei Urnenbestattungen
§ 7	 Gestaltungsvorschriften für die Bepflanzung
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Abschnitt 1: Allgemeine Vorschriften
§ 1

(1) Auf dem Friedhof gelten die nachfolgenden Gestaltungs-
vorschriften.
(2) Die Herrichtung und Instandhaltung der Grabstätten richtet 
sich nach den Bestimmungen der §§ 24 bis 28 der Friedhofs-
satzung. 

Abschnitt 2: Gestaltungsvorschriften
§ 2 Gestaltungsvorschriften für Grabmale

(1) Für Grabmale sind natürliche und unaufdringliche Werk-
stoffe, insbesondere Natursteine und Holz, zu verwenden. 
Nicht zugelassen sind Glas, Emaille, Porzellan, Blech, Zement 
und Kunststoffe. 
(2) Die Mindeststärke der Grabmale richtet sich nach den An-
forderungen der TA-Grabmal (Technische Anleitung zur Stand-
sicherheit von Grabmalanlagen).
(3) Die Gestaltung der Grabmale soll in Form und Bearbeitung 
dem Werkstoff entsprechen. Die Seiten der Grabmale sollen 
gleichmäßig bearbeitet sein. 
(4) Der Friedhofsträger kann weitergehende Anforderungen 
aufstellen, wenn dies für die Standsicherheit oder aus anderen 
Gründen erforderlich ist. ►
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Gemeinde Endschütz

In öffentlicher GR-Sitzung  
vom 16. Dezember 2019 gefasste Beschlüsse

-	 Der Gemeinderat erteilt einstimmig dem Bürgermeister Heino 
Vetterlein für das Haushaltsjahr 2018 auf der Grundlage des 
vorliegenden Prüfberichtes des Rechnungsprüfungsamtes 
des Landratsamtes Greiz gemäß § 80 (3) ThürKO die Ent-
lastung.

-	 Der Gemeinderat erteilt einstimmig dem ehrenamtlichen 
Beigeordneten Herrn Mike Krauße, soweit dieser den Bür-
germeister vertreten hat, für das Haushaltsjahr 2018 auf der 
Grundlage des vorliegenden Prüfberichtes des Rechnungs-
prüfungsamtes des Landratsamtes Greiz gemäß § 80 (3) 
ThürKO die Entlastung. 

-	 Der Gemeinderat der Gemeinde Endschütz hat in seiner 
Sitzung am 16. Dezember 2019 über den Vorentwurf zur 
Aufhebung des Bebauungsplanes Wohngebiet „Auf dem 
Kellerberge“ im Ortsteil Mosen der Gemeinde Wünschendorf 
beraten. Seitens der Gemeinde Endschütz liegen keine Ein-
wände, Bedenken oder Hinweise vor. Dies wurde einstimmig 
beschlossen.

§ 3
z. Zt. unbesetzt

§ 4 Gestaltungsvorschriften für Grababdeckungen  
und Grabeinfassungen

(1) Bei der Herrichtung, Gestaltung und Instandhaltung von 
Grababdeckungen und Grabeinfassungen sind folgende Bear-
beitungsweisen und Werkstoffe unzulässig:
a)	gestampfter Betonwerkstein und sogenannter Kunststein 

mit Natursteinvorsatz,
b)	Rasenkantensteine und Einfassungen zwischen den Grab-

stätten,
d)	Grababdeckungen aus Beton, Terrazzo, Gips, Splitt oder 

Kies,
e)	Farbanstriche auf Abdeckungen und Einfassungen.
(2) Schrittplatten zwischen den Grabstätten werden aus-
schließlich durch den Friedhofsträger einheitlich verlegt. Ein 
Anspruch darauf besteht nicht. 

§ 5 Maße für Grabmale bei Sargbestattungen
(1) Bei Gräbern für Sargbestattungen können aufrechte oder 
liegende Grabmale verwendet werden. Das Maßverhältnis 
zwischen Breite und Höhe soll eins zu zwei bis eins zu drei 
betragen.
(2) Aufrechte Kreuze und Stelen dürfen maximal folgende 
Höhe haben:
1.	bei einstelligen Grabstellen 120 cm, 
2.	bei zwei- und mehrstelligen Grabstellen 140 cm,
3.	bei Kindergräbern 80 cm.
(3) Liegende Grabmale dürfen maximal folgende Größe ha-
ben:
1.	bei einstelligen Grabstellen 40 x 50 cm,
2.	bei zwei- und mehrstelligen Grabstellen 60 x 100 cm,
3.	bei Kindergräbern 35 x 40 cm. 
Die Neigung soll 5 Prozent nicht überschreiten. Platten müs-
sen in den Erdboden eingefüttert sein. 
(4) Der Friedhofsträger kann in besonderen Fällen abwei-
chende Maße zulassen. 

§ 6 Maße für Grabmale bei Urnenbestattungen
(1) Für Urnenwahlgrabstätten sind zugelassen: Stein-, Holz- 
und Metallgrabmale bis zu einer Höhe von 100 cm sowie lie-
gende Platten maximal 50 x 40 cm.
(2) Für die Gestaltung der Gemeinschaftsgrabanlagen gilt § 21 
Absatz 3 der Friedhofssatzung.
(3) Der Friedhofsträger kann in besonderen Fällen abwei-
chende Maße zulassen. 

§ 7 Gestaltungsvorschriften für die Bepflanzung
(1) Grabstätten sind mit einer Grundbepflanzung auszustatten, 
die mindestens zwei Drittel der Grabstätte überdeckt. Das Be-
decken der Grabstätte mit Rollkies und anderen Steinmate-
rialien, mit Rinde, Hackschnitzeln und anderem organischen 
Material ist unzulässig. 
(2) Die Bepflanzung darf Nachbargrabstätten und deren Pfle-
ge nicht beeinträchtigen. Die Friedhofsverwaltung kann stark 
wuchernde und abgestorbene Pflanzen entfernen lassen.

§ 8 Blumenablage an Gemeinschaftsgrabstellen
(1) Der Friedhofsträger stellt für das Ablegen von Blumen bei 
Gemeinschaftsanlagen mit einem Gedenkstein besonders 
ausgewiesene Flächen zur Verfügung.
(2) Bei Gemeinschaftsanlagen mit Gedenkplatten ist jeweils 
ein Gesteck, Vase oder vergleichbares pro Grabstelle zuläs-
sig. Der Friedhofsträger ist berechtigt darüber hinausgehenden 
Grabschmuck zu entfernen.
Der Friedhofsträger kann weitere Einzelheiten durch Aushang 
oder auf andere Weise regeln.

In nichtöffentlicher GR-Sitzung  
vom 16. Dezember 2019 gefasste Beschlüsse

-	 Der Gemeinderat beschließt einstimmig, die Baggerarbeiten 
zur Entlandung Jährigbach inklusive Teich an den wirtschaft-
lichsten Bieter, die Firma Teich- und Forstwirtschaft Marc 
Schaller, Wolfersdorf, zu vergeben. Die Vergabesumme lau-
tet 4.604,88 Euro. Die finanziellen Mittel stehen im Rahmen 
einer überplanmäßigen Ausgabe in der HHST 69000.510000 
– Gewässerunterhaltung zur Verfügung. Die Deckung der 
Mehrausgabe erfolgt durch eine Mehreinnahme in der HHSt 
69000.171000 – Zuweisung Unterhaltung Gewässer 2019.

-	 Der Gemeinderat beschließt einstimmig, die Transportarbeiten 
zur Entlandung Jährigbach inklusive Teich an die Agrarge-
nossenschaft Linda zu vergeben. Die Vergabesumme lautet 
2.082,50 Euro. Die finanziellen Mittel stehen im Rahmen ei-
ner überplanmäßigen Ausgabe in der HHST 69000.510000 
– Gewässerunterhaltung zur Verfügung. Die Deckung der 
Mehrausgabe erfolgt durch eine Mehreinnahmen in der HHSt 
69000.171000 – Zuweisung Unterhaltung Gewässer 2019.

-	 Der Gemeinderat beschließt einstimmig, die Arbeiten zur 
Dachsanierung Bauhof Endschütz an den wirtschaftlichsten 
Bieter, die Firma Henry Reichardt, zu vergeben. Die Vergabe-
summe beträgt 6.305,85 Euro. Die finanziellen Mittel stehen in 
der HHST 77100.501000 – Unterhaltung der Grundstücke und 
baulichen Anlagen in Höhe von 7.000,00 Euro zur Verfügung.

Hinweis gemäß § 80 Abs. 4  
Thüringer Kommunalordnung (ThürKO)

In der Gemeinderatssitzung vom 11. März 2020 wurde die ge-
prüfte Jahresrechnung 2018 der Gemeinde Rückersdorf mit 
Beschluss-Nr. 247/2020/0015, auf der Grundlage des § 80 
Abs. 3 Satz 1 ThürKO festgestellt. 

Gemeinde Rückersdorf

Abschnitt 3: Schlussbestimmungen
§ 9 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Ordnung ist Bestandteil der Friedhofssatzung vom  
22. November 2018 und tritt am Tage nach der Veröffentli-
chung in Kraft. Mit dieser Ordnung tritt die bisherige Grabmal- 
und Bepflanzungsordnung außer Kraft.
Wünschendorf/Elster, den 28. Mai 2019
gez. E. Dörfer, Vorsitzender des Gemeindekirchenrates
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Haushaltssatzung der Gemeinde Rückersdorf 
für das Haushaltsjahr 2020

Aufgrund der §§ 19 und 55 der Thüringer Kommunalord-
nung (ThürKO) in der Fassung der Neubekanntmachung vom  
28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 16. Oktober 2019 (GVBl. S. 429, 433) und 
den Beschluss des Gemeinderates vom 11. März 2020 erlässt 
die Gemeinde Rückersdorf folgende Haushaltssatzung:

§ 1
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushalts-
jahr 2020 wird hiermit festgesetzt;
er schließt im Verwaltungshaushalt

in den Einnahmen und Ausgaben mit	 2.038.630,00 Euro
und im Vermögenshaushalt

in den Einnahmen und Ausgaben mit	 2.112.840,00 Euro
ab

§ 2
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen sind nicht vorgesehen.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt.

§ 4
Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeinde-
steuern werden wie folgt festgesetzt:
1.	Grundsteuer

a)	für die land- und forstwirtschaftlichen  
Betriebe (Grundsteuer A) 	 271 v. H.

b)	für die Grundstücke (Grundsteuer B)	 389 v. H.
2.	Gewerbesteuer	 395 v. H.

§ 5
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 339.770,00  
Euro festgesetzt.

§ 6
Als Anlage gilt der Stellenplan.

§ 7
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2020 in Kraft.
Rückersdorf, 2. April 2020
gez. Axel Jakob, Bürgermeister	 (Siegel)
Beschluss- und Genehmigungsvermerk
Mit Beschluss 247/2020/0007 vom 11. März 2020 hat der Ge-
meinderat der Gemeinde Rückersdorf die Haushaltssatzung 
2020 mit dem Haushaltsplan und den Anlagen beschlossen. 

Nichtamtlicher Teil
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Ende amtlicher Teil

Weiter wurde auf Grundlage des § 80 Abs. 3 Satz 2 ThürKO in 
Verbindung mit dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungs-
amtes des Landratsamtes Greiz die Entlastung des Bürger-
meisters und des Beigeordneten, soweit dieser den Bürger-
meister vertreten hat, mit den Beschluss-Nr. 247/2020/0016 
und 247/2020/0017 für das Haushaltsjahr 2018 durch den Ge-
meinderat der Gemeinde Rückersdorf erteilt.
Die festgestellte Jahresrechnung für das Jahr 2018, der 
Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes sowie die Be-
schlüsse über die Feststellung der Jahresrechnung und Entla-
stung des Bürgermeisters und des Beigeordneten, soweit die-
ser den Bürgermeister vertreten hat, liegen gemäß § 80 Abs. 4 
Satz 1 ThürKO zwei Wochen, beginnend mit dem Tag der öf-
fentlichen Bekanntmachung dieses Hinweises, in der Verwal-
tungsgemeinschaft Wünschendorf/Elster, Poststraße 8, 07570 
Wünschendorf/Elster, und Ronneburger Straße 68 a, 07580 
Seelingstädt, zu den Sprechzeiten öffentlich aus und werden 
gleichzeitig bis zur Feststellung der folgenden Jahresrechnung 
zur Einsichtnahme am gleichen Ort, ebenfalls zu den Sprech-
zeiten, zur Verfügung gehalten.

Die Haushaltssatzung 2020 der Gemeinde Rückersdorf ent-
hält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile gemäß §§ 59 
Abs. 4, 63 Abs. 2 oder 65 Abs. 2 ThürKO. Gemäß § 21 Abs. 3 
Satz 3 ThürKO und Schreiben des Landratsamtes Greiz vom 
2. April 2020 kann die Satzung vorzeitig bekannt gemacht wer-
den.
Auslegungshinweis
Nach § 57 (3) Thüringer Kommunalordnung liegt der Haus-
haltsplan 2020 vom 27. April bis 10. Mai 2020 während der 
üblichen Dienststunden in der Verwaltungsgemeinschaft Wün-
schendorf/Elster, Poststraße 8, 07570 Wünschendorf/Elster, und 
Ronneburger Straße 68 a, 07580 Seelingstädt, öffentlich aus. 
Gemäß § 27a Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz (Thür-
VwVfG) können die Unterlagen auch auf der Internetseite der 
Verwaltungsgemeinschaft Wünschendorf/Elster unter www.vg-
wuenschendorf-elster.de eingesehen werden. An den gleichen 
Orten, zu den Sprechzeiten, besteht gemäß § 57 (3) Satz 3  
Thüringer Kommunalordnungen die Möglichkeit zur Einsicht-
nahme des Haushaltsplanes bis zur Entlastung und Beschluss-
fassung über die Jahresrechnung dieses Haushaltsjahres.
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Ärztlicher Bereitschaftsdienst
Die Arztpraxis von Frau Dr. Leonhardt in Seelingstädt 
ist wegen Urlaub vom 4. bis 8. Mai 2020 geschlossen. 
Die Vertretung übernimmt Herr Dr. Kaiser (Tel. 036608 
2579) in Braunichswalde. 
In Thüringen sind ärztliche, zahnärztliche und Apo-
theken-Bereitschaft ab sofort unter der kostenfreien 
Nummer 116117 zu erreichen! Bei allen nicht-lebens-
bedrohlichen Beschwerden vermittelt die 116117 grund-
sätzlich außerhalb der regulären Praxis-Sprechstun-
denzeiten einen Bereitschaftsdienst, wenn der Patient 
dringend ärztliche Hilfe benötigt. 
Bei schweren Unfällen und lebensbedrohlichen Notfällen 
ist die 116117 die falsche Anlaufstelle, in diesen Fällen 
muss der Notruf 112 gewählt werden.
Notfallsprechstunde:	 Tel.: 0365 24929
Kindernotfallsprechstunde:	 Tel.: 0365 24929
Notfalldienstzentrale Gera, Ernst-Toller-Str. 14
Mo., Di., Do.	 18:00 – 21:00 Uhr
Mi., Fr.	 13:00 – 21:00 Uhr
Sa., So., Feiert.	 08:00 – 21:00 Uhr
Kindernotfalldienstzentrale Gera, Ernst-Toller-Str. 14
Mo. – Fr.	 19:00 – 21:00 Uhr
Sa., So., Feiert.	 09:00 – 14:00 Uhr | 19:00 – 21:00 Uhr
Bereitschaftsdienst:	 Tel.: 116117
Mo., Di., Do.	 18:00 – 07:00 Uhr des Folgetages
Mi., Fr.	 13:00 – 07:00 Uhr des Folgetages
Sa., So., Feiert. 
Brückentage	 07:00 – 07:00 Uhr des Folgetages
Augenärztlicher Notfalldienst:	 Tel.: 0365 24929
Zahnärztlicher Notdienst:	 Tel.: 01805 908077

Schadstoffmobil
Seelingstädt	 14.05.2020 
- jeden 2. Do. im Monat	 16:00 – 18:00 Uhr 
Recyclinghof, ehemals Wismut (SUC GmbH)
Ronneburg	 20.05.2020 
- jeden 3. Mi. im Monat	 15:00 – 17:00 Uhr 
Recyclinghof, Paitzdorfer Straße
Weida	 19.05.2020 
- jeden 3. Di. im Monat	 16:00 – 18:00 Uhr 
Recyclinghof, Geraer Landstraße 12
Die Anmeldung von Sperrmüll und Elektrogroßgerä-
ten erfolgt über die Tel.-Nr. 0365 8332150.

Kirchennachrichten
Liebe Mitchristen, Freunde, Schwestern und Brüder,
wir wissen nicht, wann wir uns wieder in unseren Kirchen 
und Gemeinderäumen versammeln dürfen. Im Moment 
warten wir und brauchen Geduld. Wir hoffen, dass wir 
unbeschadet diese schwierige Zeit überstehen. Aber wir 
dürfen beten, dass Gott uns beisteht. Dass ER uns im 
wahrsten Sinne von Ostern zu neuem Leben führt: Uns, 
unsere Gemeinde, unsere Gesellschaft, unsere Welt. 
Ganz herzliche Grüße, Ihre/eure Pfarrerin Schulz

Familien sind nicht auf sich allein gestellt
Bundesweit sind Kindergärten und Schulen nun schon 
lange geschlossen. Familien in Deutschland müssen 
ihren Alltag neu strukturieren. Die Familien- und Er-
ziehungsberatungsstellen haben sich deshalb flächen-
deckend auf die neue Situation eingestellt.
Eltern versuchen neben Homeoffice und allgemeiner 
sowie existentieller Verunsicherung, verantwortungsvoll 
für ihre Kinder da zu sein und sie in der Corona Krise 
aufzufangen und zu begleiten. Das bedeutet, den sonst 
gewohnten Alltag neu zu strukturieren. Wie ist Ihre Si-
tuation zu Hause? Empfinden Sie die aktuelle Situation 
auch als entschleunigte Zeit? Wie kommen Ihre Kinder 
mit der Veränderung und den Themen zurecht? Welche 
Fragen, Sorgen oder Schwierigkeiten Ihrer Kinder berei-
ten Ihnen Sorgen? Brauchen Sie Anregungen, wie der 
Unterricht von zu Hause aus besser funktionieren und 
die Freizeit in den eigenen vier Wänden mit den Kindern 
kreativ genutzt werden könnte?
Kommen Sie vielleicht mit Ihrer Geduld und Ihren Ner-
ven in dieser Zeit an Ihre Grenzen? Sind Sie als ge-
trenntlebende Eltern eventuell verunsichert, wie die 
Umgänge mit den Kindern weiterhin organisiert werden 
können? Oder beschäftigen Sie andere Fragen rund um 
Familie und Partnerschaft? Dann rufen Sie uns gern un-
ter 03661 4373083 an oder schreiben eine E-Mail an  
efb.lkgreiz@diako-thueringen.de. 
Wir, das Team der Diako-Erziehungs- und Familienbe-
ratungsstelle im Landkreis Greiz, sind gern für Sie und 
Ihre Kinder da.
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Aus dem Tierheim Weida
Vermisst oder Zugelaufen

Auf unserer Internetseite www.tierheimweida.de oder Fa-
cebook können Sie die vermissten und gefundenen Tiere 
einsehen. Sollten 
Sie ein Tier ver-
missen oder Ihnen 
ist eins zugelau-
fen, schicken Sie 
uns bitte ein Bild 
mit kurzen Infos 
zum Tier und dem 
Fundort. So kön-
nen wir schneller 
über Facebook 
eine Suchaktion 
starten.

Haben Sie Ihr Tier gechipt?
Vergessen Sie nicht die Registrierung: bei www.tasso.de  
oder www.findefix.com können Sie Ihr Tier kostenlos re-
gistrieren. So bleibt dem aufgefundenen Tier das Tier-
heim erspart.
Kontakt
Tel.: 036603 238805 (AB), Mail: tierheim-weida@web.de 
Das Tierheim Weida Team

Dieser gut genährte Kater streunt in Wün-
schendorf umher und sucht das beste 
Futter. Er ist rundum schwarz mit einem 
kleinen weißen Latz. (Foto: Runst)

Ihre Danksagungen



Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Wünschendorf/Elster  |  25.04.2020  |  Seite 16



Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Wünschendorf/Elster  |  25.04.2020  |  Seite 17

Sprechzeiten des Bürgermeisters
Jeden 1. und 3. Mittwoch des Monats, von 17:00 bis 
19:00 Uhr, findet voraussichtlich ein Sprechtag statt. 

Weitere Termine 2020
	 06.05.2020	 |	 20.05.2020	 |	 03.06.2020	 |	 17.06.2020
	 01.07.2020	 |	 15.07.2020	 |	 05.08.2020	 |	 19.08.2020
	 02.09.2020	 |	 16.09.2020	 |	 07.10.2020	 |	 21.10.2020
	 04.11.2020	 |	 18.11.2020	 |	 02.12.2020	 |	 16.12.2020
Eine Terminvergabe außerhalb der Sprechzeiten erfolgt 
nach vorheriger telefonischer/persönlicher Absprache.
Alexander Zill, Bürgermeister

Gemeinde Linda

Sitzung des Gemeinderates
27. Mai 2020 | 19:00 Uhr

Die nächste Sitzung des Gemeinderates findet voraus-
sichtlich am Mittwoch, dem 27. Mai 2020, um 19:00 Uhr, 
im Feuerwehr- und Dorfgemeinschaftshaus, Hauptstraße 
14, in 07580 Linda statt. Die geplanten Themen werden 
ortsüblich bekanntgegeben.

Gemeinde Paitzdorf

Im Griff der Corona-Krise
Liebe Bürgerinnen und Bürger  
von Paitzdorf und Mennsdorf,
unsere aktuelle Situation in der Corona-Krise ist außer-
gewöhnlich. Wir erleben tiefe Einschnitte in die persön-
lichen Freiheiten des Einzelnen. Schulen und Kindergär-
ten sind geschlossen, zahllose Veranstaltungen mussten 
abgesagt werden. Dinge, die wir bisher für eine Selbst-
verständlichkeit gehalten haben, gehen nicht mehr. Rei-
sen, der Besuch im Restaurant, Treffen mit Freunden, 
Familienfeiern – all das ist für eine unbestimmte Zeit 
vorbei. Das öffentliche Leben steht still. 
Das betrifft ebenso die Arbeit unserer Verwaltung, wel-
che nur noch unter Vorsichtsmaßnahmen ihre Aufgaben 
erledigen kann, ein persönlicher Kontakt soll möglichst 
vermieden werden. Meine wöchentlichen Bürgermeister-
sprechstunden müssen ausfallen. 
Auch unser bisher so gut gelungener dörflicher Gemein-
schaftssinn ist von der Krise betroffen. Leider konnte der 
Sportverein unter diesen Umständen das Osterfeuer 
nicht veranstalten. Ebenso wird der Feuerwehrverein auf 
das Maibaumsetzen verzichten müssen. 
Trotz allem hoffen wir, dass es demnächst wieder zu Lo-
ckerungen der Einschränkungen kommt. Bisher haben 
sich unsere Bürger an die notwendigen Kontaktverbote 
gehalten und somit, nach bisherigem Erkenntnisstand, 
eine Infizierung vermieden.
Was ich aber dennoch erlebe, ist ein verstärktes Mitei-
nander im kleinen Rahmen. Und dafür möchte ich Danke 
sagen. 

Ich möchte mich insbesondere bei denjenigen bedan-
ken, die uneigennützig unseren älteren Mitbürgern Hilfe 
beim Einkauf oder anderen Besorgungen angeboten 
haben. Ebenso bei denen, die es für wichtig erachtet 
haben, den schönen und mittlerweile traditionellen Os-
terschmuck vor dem Feuerwehrhaus in Paitzdorf und 
der Bushaltestelle in Mennsdorf zur Freude aller an-
zubringen. 
Und das, wo der Einzelne vielleicht selbst mit Existen-
zängsten zu kämpfen hat oder neben dem verordneten 
Home Office auch noch den Lehrerersatz geben muss 
und die Kinder zu Hause zu beschäftigen hat.
Jedem, der sich zum Wohle der Mitmenschen enga-
giert, danke ich an dieser Stelle von ganzem Herzen. 
Und ich möchte, dass Sie sich auf eines verlassen 
können: Wir lassen niemanden allein. Bei Fragen oder 
Problemen rufen Sie an. Gemeinsam mit dem Team 
der Verwaltung werde ich mein Möglichstes tun, um Sie 
zu unterstützen.
Ich glaube, in dieser Krise und verordneten Isolation lernt 
man das Miteinander wieder neu zu schätzen. Wollen 
wir dafür sorgen, dass es lange so bleibt.
Ich wünsche uns allen, dass wir gesund bleiben und 
sobald wie möglich unsere Freiheiten wieder genießen 
können.
Ihr Bürgermeister Jörg Trillitzsch

Gemeinde Seelingstädt

Festverein Seelingstädt e. V.
Liebe Einwohner und Gäste von Seelingstädt,
am 9. Mai 2020 sollte eigentlich unser Maibaumsetzen 
stattfinden. Da die weitere Entwicklung in der Corona-
Pandemie nicht vorhersehbar ist, werden wir schweren 
Herzens das Maibaumsetzen in diesem Jahr ersatzlos 
ausfallen lassen. 
Für das Sommerfest am 4. und 5. Juli 2020 können wir 
gegenwärtig noch keine Aussage treffen. Die Vorbe-
reitungen laufen aber und aus unserer Sicht könnte es 
stattfinden.
Wir wünschen allen Einwohnern eine ansteckungsfreie 
Zeit, bleiben Sie gesund.
Ihr Festverein Seelingstädt e. V.

Verkehrsteilnehmerschulung
16. Juni 2020 | 19:00 Uhr

Die nächste Verkehrsteilnehmerschulung mit Herrn Tolle 
von der Verkehrswacht findet am 16. Juni 2020, um 
19:00 Uhr, im Vereinshaus am Festplatz statt.
Die Veranstaltung ist kostenfrei und findet vorbehaltlich 
der Aufhebung der angeordneten Ausgangsbeschrän-
kung wegen der Corona-Krise statt.
Wir freuen uns über eine rege Teilnahme.
Ihr Festverein Seelingstädt e. V.
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Gemeinde Wünschendorf/Elster

Alles anders ...
Corona hat uns alle im Griff. Um die Infektionsketten zu 
unterbrechen, wurden viele kontaktreduzierende Maß-
nahmen eingeleitet.
Dies betrifft leider auch unseren Geburtstag des Quar-
tals, welcher am 3. April 2020 stattfinden sollte. 
Alle Geburtstagskinder des 1. Quartals wurden von mir 
persönlich über die Verschiebung der Veranstaltung in-
formiert. Wir hoffen, die Feierstunde mit den Jubilaren 
des 2. Quartals gemeinsam am 3. Juli 2020 durchfüh-
ren zu können. Die entsprechenden Einladungen werden 
rechtzeitig zugestellt.
Leider muss auch unsere für den 20. Mai 2020 geplante 
Busfahrt ausfallen. Aber die Ausfahrt werden wir dann, 
sobald es wieder möglich ist, nachholen.
Fast alle unsere Mitglieder gehören zur sogenannten 
„Risikogruppe“. Halten Sie sich aus diesem Grund bitte 
an die von den Behörden vorgegebenen Hinweise, wie 
z .B.:
-	Kontaktreduzierung
-	ständige Händedesinfektion
-	Husten- und Nies-Etikette
-	so wenig wie möglich, die Wohnung verlassen (hierzu 

gibt es viele Hilfsangebote für Senioren).
und bleiben Sie gesund, damit wir uns bald wieder tref-
fen und gemeinsame Veranstaltungen durchführen kön-
nen.
Kerstin Gnebner, 
Volkssolidarität, Mitgliedergruppe Wünschendorf/Elster


